
B Verwaltungspraxis

1.2 §§ 20 und 39 BO Cham, Art. 7 Abs. 7 USG und Art. 2 Abs. 1 LSV

Regeste:
§§ 20 und 39 BO Cham, Art. 7 Abs. 7 USG und Art. 2 Abs. 1 LSV – Ist ein Karaoke
Clublokal in einem bestehenden Gewerberaum in der Wohn- und Arbeitszone 3
(WA3) zonenkonform? Sind die Lärmimmissionen des Clublokals übermässig?

Aus dem Sachverhalt:

Am 20. Februar 2013 reichte ein Gesuchsteller das Gesuch um Umnutzung eines
bestehenden Gewerberaums in ein Karaoke Clublokal bei der Gemeindeverwaltung
Cham ein. Das Clublokal soll im zweiten Obergeschoss einer Gewerbeliegenschaft
eingerichtet werden, welche sich in der Wohn- und Arbeitszone 3 (WA3) befindet.
Gegen das Baugesuch erhoben 40 Parteien Einsprache.

Mit Beschluss vom 13. August 2013 wies der Gemeinderat die Einsprachen ab
und bewilligte die beantragte Nutzungsänderung in ein Karaoke Clublokal mit Alko-
holausschank und verlängerten Öffnungszeiten am Freitag- und Samstagabend bis
02.00 Uhr. Die Baubewilligung hat der Gemeinderat Cham mit folgenden Auflagen
und Bedingungen versehen:

– Der Betrieb darf erst aufgenommen werden, wenn für die Besucher des Lokals
die Parkierung auf dem Pavatex-Areal vertraglich gesichert ist;

– Der Betrieb des Karaoke Clublokals ist nur bei geschlossenen Fenstern gestattet;

– Die Clubmitglieder sind mit geeigneten Massnahmen deutlich auf die Einhaltung
der Nachtruhe beim Verlassen des Lokals sowie auf die ausschliessliche Benut-
zung der Parkplätze auf dem Pavatex-Areal hinzuweisen.

Am 6. September 2013 reichten 25 Beschwerdeführende gegen den Beschluss des
Gemeinderats Cham beim Regierungsrat Beschwerde ein. Die Beschwerdeführen-
den stellten in ihrer Eingabe an den Regierungsrat Antrag auf Aufhebung der an-
gefochtenen Baubewilligung. In der Beschwerdeschrift rügten die Beschwerdefüh-
renden unter anderem, dass das Karaoke Clublokal nicht zonenkonform sei und die
Lärmimmissionen übermässig seien.

Aus den Erwägungen:

4. Die Beschwerdeführenden bringen vor, das beabsichtigte Karaoke Clublokal sei
nicht zonenkonform. Die Lokalität befinde sich in der Wohn- und Arbeitszone 3
(WA3), in welcher gemäss § 20 Bauordnung der Einwohnergemeinde Cham vom
21. Mai 2006 (BO Cham) lediglich mässig störende Dienstleistungs- und Gewer-
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bebetriebe zulässig seien. Ein Musikclub, wie namentlich ein Karaoke Clublokal, sei
nicht mit einem herkömmlichen Gastgewerbelokal vergleichbar, da die Anwesen-
den zu Musikstücken mitsingen würden. Ein solch lärmintensiver Club könne daher
nicht mehr nur als mässig störend im Sinne von § 20 BO Cham klassifiziert wer-
den. Ausserdem besage § 39 BO Cham, dass in der WA3 nur Freizeiteinrichtungen
mit lokalem Einzugsgebiet und geringem Verkehrsaufkommen zulässig seien. Von
vornherein ausgeschlossen seien dagegen publikumsintensive Freizeiteinrichtungen
mit regionalem Einzugsgebiet. In der Schweiz gebe es nur relativ wenige Karaoke
Clubs, weshalb bei der vorliegenden Lokalität durchwegs mit Besucherinnen und
Besuchern aus der ganzen Region Zentralschweiz/ Zürich zu rechnen sei. Folglich
komme dem geplanten Karaoke Clublokal regionalen Charakter zu. Dieser könne
somit gemäss § 39 BO Cham nicht bewilligt werden.

a) Gemäss Art. 22 Abs. 2 lit. a RPG müssen Bauten und Anlagen dem Zweck der
Nutzungszone entsprechen. Mit anderen Worten muss das Bauvorhaben zonenkon-
form sein (EJPD/BRP, Erläuterungen zum RPG, Art. 22 N 28). Das Baubewilligungs-
verfahren dient der Abklärung, ob Bauten und Anlagen der im Nutzungsplan ausge-
drückten räumlichen Ordnungsvorstellung entsprechen (BGE 116 Ib 50, E. 3a). Zur
Beurteilung der Zonenkonformität sind die geltenden Vorschriften des betreffenden
Zonentyps heranzuziehen (Bernhard Waldmann/Peter Hänni, Raumplanungsgesetz,
Bern 2006, N 21 zu Art. 22 RPG).

aa) Das GS (...), Cham, liegt gemäss Zonenplan der Gemeinde Cham in der WA3.
Gemäss § 19 des Planungs- und Baugesetzes des Kantons Zug vom 26. November
1998 (PBG; BGS 721.11) sind Wohnzonen für Wohnzwecke bestimmt. Nichtstörende
Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe sind zulässig. Die Arbeitszonen sind für das
Gewerbe, für Dienstleistungen und/oder für die Industrie bestimmt (§ 20 Abs. 1
PBG). Zudem sieht das kommunale Recht in § 20 Abs. 1 BO Cham vor, dass Wohn-
und Arbeitszonen für Wohnbauten, Bauten für Dienstleistungen und für mässig stö-
rende Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe bestimmt sind. Vorbehalten bleiben
die Einschränkungen nach § 39 BO Cham.

Gemäss § 39 Abs. 2 BO Cham sind in der WA3 Freizeiteinrichtungen mit lokalem
Einzugsgebiet und geringem Verkehrsaufkommen wie Fitnesscenter und dergleichen
zulässig. Ausgeschlossen sind publikumsintensive Freizeiteinrichtungen mit regiona-
lem Einzugsgebiet wie Multiplexkinos, Erlebnisparks und dergleichen.

bb) Die Beschwerdeführenden rügen, das Karaoke Clublokal hätte ein regionales
Einzugsgebiet und sei deshalb in der WA3 nicht zonenkonform. Unbestritten ist,
dass es sich bei einem Karaoke Clublokal um eine Freizeiteinrichtung handelt. Wie
den rechtlichen Grundlagen zu entnehmen ist, werden in der WA3 Freizeiteinrichtun-
gen mit lokalem Einzugsgebiet und einem geringen Verkehrsaufkommen für zulässig
erklärt, während publikumsintensive Freizeiteinrichtungen mit regionalem Einzugs-
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gebiet explizit ausgeschlossen werden. Dabei bleibt unklar, wie es sich mit Freizei-
teinrichtungen verhält, die über ein regionales Einzugsgebiet verfügen, aber ein ge-
ringes Verkehrsaufkommen verursachen bzw. solchen, die ein lokales Einzugsgebiet
haben, aber publikumsintensiv sind. Somit ist § 39 BO Cham auslegungsbedürftig.

cc) Ausgangspunkt jeder Auslegung bildet der Wortlaut der Bestimmung. Ist der Text
nicht ganz klar und sind verschiedene Interpretationen möglich, so muss nach der
wahren Tragweite der Bestimmung gesucht werden, wobei alle Auslegungselemen-
te zu berücksichtigen sind (Methodenpluralismus). Dabei kommt es namentlich auf
den Zweck der Regelung, die dem Text zugrunde liegenden Wertungen sowie auf
den Sinnzusammenhang an, in dem die Norm steht. Die Gesetzesmaterialien sind
zwar nicht unmittelbar entscheidend, dienen aber als Hilfsmittel, den Sinn der Norm
zu erkennen. Vom Wortlaut darf abgewichen werden, wenn triftige Gründe für die
Annahme bestehen, dass dieser nicht den wahren Sinn der Regelung wiedergibt.
Solche Gründe können sich aus der Entstehungsgeschichte, aus Sinn und Zweck
der Norm oder aus ihrem Zusammenhang mit anderen Gesetzesbestimmungen er-
geben. Sind mehrere Auslegungen möglich, ist jene zu wählen, die den verfassungs-
rechtlichen Vorgaben am besten entspricht. Eine verfassungskonforme Auslegung
findet dabei im klaren Wortlaut und Sinn einer Gesetzesbestimmung ihre Schranken
(BGE 136 II 149 E. 3 S. 154; 136 III 373 E. 2.3 S. 376).

Nach dem Wortlaut von § 39 Abs. 2 BO Cham stehen die Begriffe «lokal» und «regio-
nal» im Zusammenhang mit einem geringen Verkehrsaufkommen bzw. einer publi-
kumsintensiven Freizeitnutzung. Dies ist insofern nachvollziehbar, als im Grundsatz
damit zu rechnen ist, dass bei einem grösseren Einzugsgebiet auch die Anzahl mög-
licher Besucherinnen und Besucher und folglich das Verkehrsaufkommen ansteigen
dürften. Bei einem kleinen, lokalen Einzugsgebiet ist hingegen davon auszugehen,
dass der Adressatenkreis vergleichsweise klein bleibt und die Freizeiteinrichtung
auch das Strassennetz kaum zusätzlich belasten wird. Des Weiteren ist jedoch zu
beachten, dass diese Annahmen nicht in jedem Fall zutreffen. Insbesondere ist es
ohne weiteres denkbar, dass es auch Freizeiteinrichtungen geben kann, die infolge
ihres spezialisierten Angebots zwar ein regionales Einzugsgebiet haben, aber den-
noch – im konkreten Fall – keine publikumsintensive Nutzung darstellen. Betrachtet
man die Begriffe «lokal» und «regional» als eigenständige Merkmale, hat dies somit
zur Folge, dass namentlich dieser zuletzt genannte Anwendungsfall (regionales Ein-
zugsgebiet mit geringem Verkehrsaufkommen) vom Wortlaut des § 39 Abs. 2 BO
Cham nicht erfasst wird. Es ist deshalb unklar, ob es sich hierbei um eine plan-
widrige Unvollständigkeit («Lücke») des Gesetzes handelt, oder ob sich dem Gesetz
durch Auslegung eine entsprechende Anordnung entnehmen lässt. Nach dem Ge-
sagten ist dabei wesentlich, ob den Begrifflichkeiten «lokal» und «regional» eine selb-
ständige Bedeutung zukommt oder nicht. Alleine aus dem Wortlaut der Bestimmung
kann diese Frage nicht abschliessend beantwortet werden. Es sind daher weitere
Gesichtspunkte in die Beurteilung miteinzubeziehen.
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Im Planungsbericht der Gemeinde Cham zur Revision 2002–05 der Ortsplanung
vom 14. März 2005 wird zu § 39 BO Cham Folgendes festgehalten: «Wie in allen
grösseren Zuger Gemeinden stellt sich auch in Cham die Forderung nach einer Be-
schränkung stark verkehrserzeugender Nutzungen für Einkauf und Freizeit in den
Arbeits- und Mischzonen ausserhalb des Ortskerns. Damit können extreme Belas-
tungen des Verkehrsnetzes und die Verdrängung arbeitsplatzintensiver Betriebe in
Grenzen gehalten werden. Die gewählten Formulierungen und Grenzwerte entspre-
chen – mit Ausnahme einer speziell bezeichneten Fläche in Steinhausen (Gebiet
Einkaufszentrum Zugerland) – denjenigen der Nachbargemeinden.» Aus den Mate-
rialien ist damit ersichtlich, dass der Gesetzgeber nicht im Speziellen auf die Begriffe
«lokal» und «regional» als Anknüpfungspunkte abstellte. Vielmehr ist entscheidend,
ob es sich bei der Freizeiteinrichtung um eine stark verkehrserzeugende Nutzung
handelt oder nicht.

Weiter geht aus der Gesetzessystematik hervor, dass § 20 BO Cham die Nutzungs-
möglichkeiten für die Wohn- und Arbeitszonen im Allgemeinen regelt. Vorbehalten
bleiben dabei die Einschränkungen gemäss § 39 BO Cham. Diese Bestimmung steht
unter dem Titel «Verkaufsflächen und Freizeiteinrichtungen» und bezieht sich auf die
Zonen WA3, WA4, WA5 und AA. Betrachtet man nun für diese Zonen die Rege-
lung für die Einkaufsnutzungen (§ 39 Abs. 1 BO Cham), stellt man ohne weiteres
fest, dass die Einschränkungen des Verkaufs bzw. der Verkaufsflächen vor allem
das Ziel verfolgen, ein übermässiges Verkehrsaufkommen zu vermeiden. Bestätigt
wird dies von § 39 Abs. 1 lit. c BO Cham, wonach im Rahmen eines Bebauungs-
plans von diesen Einschränkungen abgewichen werden darf, sofern der Nachweis
erbracht werden kann, dass das zusätzlich erzeugte Verkehrsaufkommen vom be-
stehenden Verkehrsnetz aufgenommen werden kann. Daraus folgt, dass der Be-
zugspunkt für die Einschränkungen der Einkaufsnutzungen das damit verursachte
Verkehrsaufkommen bildet. Da die Zulässigkeit von Freizeiteinrichtungen ebenfalls
in § 39 BO Cham näher geregelt wird, spricht daher auch die systematische Aus-
legung dafür, dass den Begrifflichkeiten «lokal» und «regional» keine eigenständige
Bedeutung zukommt.

Schliesslich führt auch eine Auslegung nach dem Normzweck zum gleichen Ergeb-
nis. Es ist insbesondere nicht erkennbar, dass § 39 BO Cham die Frage der Zuläs-
sigkeit einzelner Freizeiteinrichtungen bewusst offen lassen wollte. Dagegen spricht
bereits die Tatsache, dass die hier umstrittene Bestimmung die allgemeine Zonen-
vorschrift von § 20 BO Cham bloss ergänzt, indem sie für einige ausgewählte Zonen
und Nutzungen zusätzliche Einschränkungen statuiert. Zudem sind auch keine sach-
lich vertretbaren Gründe feststellbar, weshalb eine Freizeiteinrichtung mit geringem
Verkehrsaufkommen und lokalem Einzugsgebiet zulässig, aber eine solche mit re-
gionalem Charakter verboten sein soll. Der Sinn und Zweck der Norm liegt denn
auch darin, die Ansiedlung von stark verkehrserzeugenden Freizeiteinrichtungen wie
z. B. Multiplexkinos, Erlebnisparks und dergleichen in ausgewählten Nutzungszonen
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zu beschränken. Das ausschlaggebende Kriterium für die Beurteilung, ob eine Frei-
zeiteinrichtung zonenkonform im Sinne von § 39 BO Cham ist, stellt demnach das
mit der Nutzung verursachte Verkaufsaufkommen dar. Den Begrifflichkeiten «lokal»
und «regional» kommt deshalb auch nach dem Sinngehalt der Bestimmung keine
selbständige Bedeutung zu. Vielmehr dient dieses Begriffspaar als Indiz/Hinweis
für das mit der konkreten Nutzung einhergehende Verkehrsaufkommen (vgl. hier-
zu auch Muggli Rudolf, Publikumsintensive Einrichtungen, Verbesserte Koordination
zwischen Luftreinhaltung und Raumplanung, in: Schriftenreihe Umwelt Nr. 346 [BU-
WAL], Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft BUWAL, Bundesamt für Raum-
entwicklung ARE, Bern 2002, S. 35; Schultz Barbara/Schilter René, Publikumsinten-
sive Einrichtungen Konsum und Freizeit, 1970 bis heute – mögliche Entwicklungen
für die Zukunft, Werkstattbericht, Hrsg: Institut für Raum- und Landschaftsentwick-
lung, Fachbereich Landschafts- und Umweltplanung, ETH Zürich, Zürich 2003, S. 9
f.).

dd) Gestützt auf das vorangehend ermittelte Auslegungsergebnis ist somit weiter zu
prüfen, ob das umstrittene Karaoke Clublokal eine stark verkehrserzeugende Nut-
zung darstellt. Im Zusammenhang mit solchen Nutzungen wird in der Literatur meist
auch von sogenannten publikumsintensiven Einrichtungen gesprochen. Denn für
diese ist gerade bezeichnend, dass das von ihnen allein verursachte Verkehrsauf-
kommen die ordentliche, gemeinverträgliche Nutzung des bestehenden Strassen-
netzes in der Umgebung generell oder zu bestimmten Zeiten in Frage stellt (Rudolf
Muggli, a.a.O., S. 41).

Das geplante Karaoke Clublokal verfügt über 50 Sitzplätze. Gemäss Aussage des Be-
schwerdegegners sei mit durchschnittlich 10 bis 15 Besucherinnen und Besuchern
pro Abend zu rechnen. Soweit die Vorinstanz daher ausführt, der Karaoke Club sei
mit einem Gastgewerbelokal vergleichbar, so ist dies zumindest hinsichtlich seiner
Lokalgrösse nicht zu beanstanden. Hinzu kommt, dass gemäss Betriebskonzept der
Karaoke Club in der Regel nur am Freitag und Samstag von 20.00 bis 02.00 Uhr
geöffnet hat. Zudem hält das Lärmgutachten vom 10. Mai 2013 fest, dass bei ei-
ner Annahme von 20 Kunden und einer mittleren Belegung von zwei Personen pro
Fahrzeug ein modelmässiges Verkehrsaufkommen von zehn Fahrzeugen pro Abend
resultiere. Unter Berücksichtigung dieser Aspekte lässt sich der Karaoke Club nicht
mit einem Multiplexkino, einem Erlebnispark oder einer ähnlichen Nutzung gleich-
setzen. Die geplante Nutzung ist insbesondere nicht geeignet, ein derart grosses
Verkehrsaufkommen zu generieren, mit welchem die strassenmässige Erschliessung
in der Umgebung in Frage gestellt wird. Folglich liegt mit dem hier umstrittenen Bau-
vorhaben auch keine publikumsintensive bzw. stark verkehrserzeugende Nutzung
vor. Das geplante Karaoke Clublokal ist deshalb – ungeachtet der Grösse des Ein-
zugsgebiets – als zulässige Freizeiteinrichtung im Sinne von § 39 Abs. 2 BO Cham
zu qualifizieren (vgl. Erwägung Ziff. 4 Bst. d).
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b) Die Beschwerdeführenden machen weiter geltend, dass ein Musikclub, wie na-
mentlich ein Karaoke Clublokal, nicht mit einem herkömmlichen Gastgewerbelokal
vergleichbar sei. Ein solch lärmintensiver Club könne daher nicht mehr nur als mäs-
sig störend im Sinne von § 20 BO Cham klassifiziert werden.

Gemäss § 20 Abs. 1 BO Cham sind Wohn- und Arbeitszonen für Wohnbauten, Bauten
für Dienstleistungen und für mässig störende Gewerbe- und Dienstleistungsbetrie-
be bestimmt. Die Wohn- und Arbeitszone ist eine Mischzone, in welcher über die
Wohnnutzung hinaus auch die gewerbliche Nutzung durch mässig störende Betrie-
be zugelassen wird. Die Zonenkonformität bestimmt sich ausschliesslich nach dem
Zweck der entsprechenden Nutzungszone und nach der Vereinbarkeit der Bauten
und Anlagen mit diesem Zweck (BGE 115 Ib 295, E. 2a).

Die Wohnnutzung kann in erster Linie als eine Reihe verschiedener Zwecke und Tä-
tigkeiten beschrieben werden, zu denen etwa Erholung, Schlafen, Essen und Haus-
arbeit gezählt werden. Darüber hinaus werden aber der Wohnnutzung auch Räume
für Freizeitbeschäftigungen und andere Nutzungen zugerechnet, sofern diese einen
hinreichenden Bezug zum Wohnen aufweisen. So hat die Gerichts- und Verwaltungs-
praxis in reinen Wohnzonen bereits ein Clublokal mit beschränkten Öffnungszeiten,
eine Gastwirtschaft, ein Jugendtreff, ein Probe- und Vereinslokal einer Dorfmusik so-
wie ein Spielsalon für zulässig erklärt (vgl. Bernhard Waldmann/Peter Hänni, a.a.O.,
N 25 und 33 zu Art. 22 RPG). Neben der Wohnnutzung sind in der WA3 auch mäs-
sig störende Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe erlaubt. Im Gegensatz zu einer
reinen Wohnzone sind demnach in der Mischzone WA3 auch Betriebe zulässig, die
gewisse Unannehmlichkeiten mit sich bringen, solange die Wohnnutzung nicht er-
heblich gestört wird (vgl. URP 1997/4, S. 323). Allgemein gesprochen sind hier mitt-
lere, nicht übermässig störende Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe wie z. B. La-
dengeschäfte, Restaurants, Barbetriebe, Nachtclubs und dergleichen erlaubt. Nicht
zulässig sind dagegen Grossbetriebe mit bedeutendem Bedarf nach Land und Ver-
kehrsflächen, was auch § 20 BO Cham mit dem Hinweis auf die Einschränkungen ge-
mäss § 39 unmissverständlich zum Ausdruck bringt (vgl. Bernhard Waldmann/Peter
Hänni, a.a.O., N 37 zu Art. 22 RPG; B. Heer, St. Gallisches Bau- und Planungsrecht,
Bern 2003, N 373). Der geplante Karaoke Club soll im 2. Obergeschoss der Ge-
werbeliegenschaft (...) in Cham realisiert werden. Die Räumlichkeit ist nach Westen
orientiert, womit sich die Fenster ausschliesslich auf der Seite (...)strasse (bzw. Pa-
vatex-Areal) befinden. Zudem liegen zwischen der Clubräumlichkeit und der ostseiti-
gen Fassade ein Korridor und das Treppenhaus mit Lift. Die Treppenhausfenster, die
zu den Wohngebäuden ausgerichtet sind, bleiben dabei permanent geschlossen.
Somit ist festzuhalten, dass der Clubbetrieb ausnahmslos im Innern der Liegen-
schaft stattfindet und über keine Terrasse oder andere Aussenräume verfügt. Für
den Betrieb des vorliegenden Karaoke Clubs ist diese Ausgangslage in lärmtech-
nischer Hinsicht zweifellos von Vorteil. Hinzu kommt, dass die (...)strasse und der
Betrieb der Pavatex AG durchgehend einen relativ hohen Hintergrundlärm verursa-
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chen. Die Umgebung, in welcher das Clublokal realisiert werden soll, kann deshalb
weder am Tag noch in der Nacht als ausgesprochen ruhig bezeichnet werden (vgl.
hierzu das Lärmgutachten vom 10. Mai 2013). Von Bedeutung ist ebenfalls, dass
sich der Beschwerdegegner – aus Rücksicht auf die Anwohnerinnen und Anwoh-
ner – bereit erklärt hat, die Parkierungsmöglichkeiten auf dem westlich gelegenen
Pavatex-Areal bereitzustellen. Die Vorinstanz hat dementsprechend den angefoch-
tenen Entscheid mit der Auflage versehen, dass der Betrieb des Karaoke Clublokals
erst aufgenommen werden darf, wenn für die Besucherinnen und Besucher des Lo-
kals die Parkierung auf dem Pavatex-Areal vertraglich gesichert ist (vgl. Ziff. 4 des
angefochtenen Beschlusses). Die Zufahrtsstrasse zu den Wohnhäuser der (...) auf
Grundstück GS (...) sollte also für den Besuch des Karaoke Clubs nicht zusätzlich
belastet werden, so dass auch die Bewohnerinnen und Bewohner der Wohnliegen-
schaften von störendem Verkehrs- und Parkplatzlärm weitestgehend verschont blei-
ben. Letztlich ist denn auch nochmals darauf hinzuweisen, dass das Clublokal keine
publikumsintensive bzw. stark verkehrserzeugende Nutzung darstellt (vgl. Erwägung
Ziff. 4 Bst. e). Aufgrund der Grösse der Räumlichkeit, der Anzahl Sitzplätze sowie der
überschaubaren (durchschnittlichen) Besucheranzahl ist insbesondere nicht damit
zu rechnen, dass während des gesamten abendlichen Betriebs des Karaoke Clubs
ein ständiges Kommen und Gehen der Besucherinnen und Besucher herrscht, wo-
durch erhebliche Immissionen verursacht werden. Diese Ausführungen zeigen, dass
das geplante Karaoke Clublokal das Ruhebedürfnis der dort ansässigen Bewohne-
rinnen und Bewohner nicht übermässig beeinträchtigt und die Wohnnutzung nicht
erheblich stört. Ein Verstoss gegen § 20 Abs. 1 BO Cham liegt nicht vor.

c) Soweit die Beschwerdeführenden auch die durch das Karaoke Clublokal konkret
verursachten Lärmimmissionen ansprechen, sind diese nicht mehr unter dem Titel
der Zonenkonformität zu behandeln. Für das in einer Zone konkret zulässige Im-
missionsmass hat der Bund mit dem Erlass des Bundesgesetzes über den Umwelt-
schutz vom 7. Oktober 1983 (USG; SR 814.01) und seiner Ausführungsvorschriften,
namentlich der Lärmschutzverordnung vom 15. Dezember 1986 (LSV; SR 814.41),
eine abschliessende Regelung getroffen. Auf diese Rüge wird daher nachfolgend
unter Ziff. 5 dieses Beschwerdeentscheids eingegangen.

d) Zusammenfassend steht damit fest, dass das geplante Karaoke Clublokal in der
Mischzone WA3 zonenkonform ist. Die Beschwerde ist in diesem Punkt unbegründet
und deshalb abzuweisen.

5. Die Beschwerdeführenden bringen vor, die vom Karaoke Clublokal ausgehenden
Lärmimmissionen seien übermässig. Das vom Beschwerdegegner in Auftrag gege-
bene Lärmgutachten, welches von einer grundsätzlichen Einhaltung der gesetzlich
zulässigen Grenzwerte ausgehe, basiere auf unrealistischen Annahmen. Es sei au-
genscheinlich, dass die Besucherinnen und Besucher des Karaoke Clublokals trotz
Fumoir zum Rauchen ins Freie gehen würden. Der von den rauchenden und even-
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tuell auch alkoholisierten Besucherinnen und Besuchern ausgehende Verhaltens-
lärm werde beträchtlich sein. Des Weiteren gehe das Gutachten lediglich von 12
bis 15 Besucherinnen und Besuchern pro Abend aus, was völlig unrealistisch sei.
Das Lokal weise 50 Sitzplätze und eine grosse Anzahl Stehplätze auf. Es sei also
durchwegs möglich, dass ein fünf- bis zehnfach höherer Besucherandrang eintreten
werde. Schliesslich könne das Lokal mit lediglich 12 bis 15 Besucherinnen und Be-
suchern pro Abend auch gar nicht wirtschaftlich betrieben werden. Auch sei darauf
hinzuweisen, dass durch die Schallreflexion via die Fassade des Pavatex-Gebäudes
erhebliche Lärmimmissionen zu den Wohnquartieren der Beschwerdeführenden ge-
langen werden. Darüber hinaus werde verkannt, dass der Eingang des Clubs in Rich-
tung Wohnhäuser ausgerichtet sei. Daraus gäbe es störende Lärmimmissionen der
Besucherinnen und Besucher, die sich vor dem Lokal aufhalten würden.

a) Beim Karaoke Clublokal handelt es sich um eine Anlage, die Lärmemissionen
verursacht. Das Lokal ist eine ortsfeste Anlage im Sinne von Art. 7 Abs. 7 USG und
Art. 2 Abs. 1 LSV, die den bundesrechtlichen Bestimmungen über den Lärmschutz
unterliegt, soweit die mit dem Betrieb verbundenen Emissionen nach aussen dringen
(Aussenlärmemissionen; vgl. Art. 1 Abs. 2 lit. a LSV). Der Anlage zuzurechnen sind
alle Geräusche, die durch ihre bestimmungsgemässe Benutzung verursacht werden,
und zwar unabhängig davon, ob sie innerhalb oder ausserhalb des Gebäudes erzeugt
werden (BGE 133 II 292, E. 3.1). Dazu gehört insbesondere auch der Lärm, den
Gäste beim Betreten und Verlassen des Lokals verursachen (BGE 130 II 32, E. 2.1).

Nach Art. 11 Abs. 2 USG sind Emissionen zunächst im Rahmen der Vorsorge so weit
zu begrenzen, als dies technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar
ist (vorsorgliche Emissionsbegrenzung). Zudem sind die gesetzlichen Vorgaben über
die verschärfte Emissionsbegrenzung zu beachten: Der Bundesrat hat gestützt auf
Art. 13, 19 und 23 USG für einige häufige, oft als besonders störend empfundene
Schall- bzw. Lärmquellen (Strassenverkehr, Regionalflughäfen und Flugfelder, Indus-
trie- und Gewerbebetriebe, Schiessanlagen) in den Anhängen 3 bis 8 der LSV mit
den Belastungsgrenzwerten (Planungs-, Immissionsgrenz- und Alarmwerte; Art. 2
Abs. 5 LSV) objektive Beurteilungskriterien aufgestellt, die auf die durchschnittliche
Reaktion normal lärmempfindlicher Personen abgestützt sind (Urteil 1C_550/2010
vom 25. März 2011, E. 2.2, in: URP 2011 S. 348). Die Lärmschutzverordnung ent-
hält jedoch nicht für alle Lärmarten Belastungsgrenzwerte. Fehlen solche, so sind
die Lärmimmissionen gemäss Art. 40 Abs. 3 LSV im Einzelfall nach Art. 15 USG
unter Berücksichtigung von Art. 19 (Alarmwerte) und 23 USG (Planungswerte) zu
beurteilen.

Nach Art. 15 USG sind die Immissionsgrenzwerte für Lärm so festzulegen, dass
nach dem Stand der Wissenschaft oder der Erfahrung Immissionen unterhalb die-
ser Werte die Bevölkerung in ihrem Wohlbefinden nicht erheblich stören. Aufgrund
des Verweises auf Art. 23 USG ist sodann eine strengere Beurteilung angezeigt,
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wenn wie hier nicht eine bereits bestehende, sondern eine neue Anlage zur Diskus-
sion steht. In diesem Fall sind die Planungswerte zu berücksichtigen, welche unter
den Immissionsgrenzwerten liegen (Art. 23 und 25 Abs. 1 USG, Art. 7 Abs. 1 lit. b
LSV). Das Bundesgericht hat zu den Planungswerten in seiner Rechtsprechung be-
treffend Publikumseinrichtungen festgehalten, dass der durch die Kundschaft eines
Betriebs verursachte Lärm während der Nacht grundsätzlich höchstens geringfügige
Störungen verursachen darf (BGE 137 II 30, E. 3.4).

Im Rahmen der vorzunehmenden Einzelfallbeurteilung sind der Charakter des Lärms,
der Zeitpunkt und die Häufigkeit seines Auftretens sowie die Lärmempfindlichkeit
bzw. Lärmvorbelastung zu berücksichtigen. Dabei ist nicht auf das subjektive Lärm-
empfinden einzelner Personen abzustellen, sondern eine objektivierte Betrachtung
unter Berücksichtigung von Personen mit erhöhter Empfindlichkeit (Art. 13 Abs. 2
USG) vorzunehmen (BGE 133 II 292, E. 3.3). Fachlich genügend abgestützte private
Richtlinien, wie namentlich die von der Vereinigung kantonaler Lärmschutzfachleu-
te (Cercle Bruit) herausgegebene Vollzugshilfe zur Ermittlung und Beurteilung der
Lärmbelastung im Zusammenhang mit dem Betrieb öffentlicher Lokale können als
Entscheidungshilfe für eine derartige objektivierte Betrachtung berücksichtigt wer-
den (Vereinigung kantonaler Lärmschutzfachleute, Ermittlung und Beurteilung der
Lärmbelastung durch den Betrieb öffentlicher Lokale: Vollzugshilfe vom 10. März
1999 [Änderung vom 30. März 2007], http://www.cerclebruit.ch unter Willkom-
men/Publikationen/Vollzugshilfen Cercle Bruit, BAFU; BGE 137 II 30, E. 3.4). Die
Vollzugshilfe des Cercle Bruit ist nicht nur auf öffentliche Lokale mit Musikerzeugung
zugeschnitten, sondern umfasst alle Lärmimmissionen von Gaststätten, einschliess-
lich Kundenlärm, Kundenverkehr, Parkplatzlärm und durch Verkehr erzeugten Lärm.
Sie berücksichtigt somit auch den Lärm, der einem Karaoke Clublokal immanent ist.

b) Der geplante Karaoke Club wie auch die Wohnhäuser der (...) liegen in der Zo-
ne WA3, in welcher die Empfindlichkeitsstufe ES III massgebend ist. Zur Abklärung
der Lärmimmissionen liess der Beschwerdegegner ein Lärmgutachten erstellen und
reichte dieses im vorinstanzlichen Verfahren ein. Diesem Gutachten des Ingenieur-
büros (...) vom 10. Mai 2013 liegt die Vollzugshilfe der Vereinigung kantonaler Lärm-
schutzfachleute (Cercle Bruit) zur Ermittlung und Beurteilung der Lärmbelastung
durch den Betrieb öffentlicher Lokale zu Grunde. Der Beizug dieser fachlich abge-
stützten privaten Richtlinie als Entscheidungshilfe für eine objektivierte Betrachtung
der Lärmbelastung ist zulässig und entspricht der aktuellen Rechtsprechung (BGE
137 II 30, E. 3.4). Hinzu kommt, dass für die Lärmermittlung aufgrund des detail-
lierten Betriebskonzepts relativ genaue Grundlagen hinsichtlich des Zeitpunkts, der
Häufigkeit sowie des Charakters der Lärmquellen zur Verfügung standen. Die vom
Beschwerdegegner eingeholte Expertise bestätigt, dass die Vorgaben der Vollzugs-
hilfe mit dem prognostizierten Betrieb bei allen relevanten Lärmquellen eingehal-
ten sind und aus lärmrechtlicher Sicht einer Bewilligung nichts entgegensteht. Die
Beschwerdeführenden kritisieren diese Einschätzung insofern, als sie der Meinung
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sind, das Gutachten basiere in mehrfacher Hinsicht auf unrealistischen Annahmen.
Ob dies zutrifft, ist nachfolgend zu prüfen:

Die Beschwerdeführenden machen geltend, dass das Lärmgutachten unter Ziff. 2.6.
von 12 bis 15 Besucherinnen und Besuchern pro Abend ausgehe. Dies sei eine
absolut unrealistische Annahme. Der Betreiber habe sich um zwanzig zusätzliche
Parkplätze bei der Pavatex bemüht und stelle in seiner Lokalität 50 Sitzplätze zur
Verfügung. Dies würde bei 15 Besucherinnen und Besuchern sicherlich nicht getan
werden. Zusätzlich sei noch eine grosse Anzahl an Stehplätzen vorhanden. Es sei
also durchwegs möglich, dass ein fünf- bis zehnfach höherer Besucherandrang ein-
treten werde. Schliesslich könne das Lokal mit lediglich 12 bis 15 Besucherinnen
und Besuchern pro Abend wirtschaftlich auch gar nicht betrieben werden.

Der Beschwerdegegner geht davon aus, dass durchschnittlich 12 bis 15 Personen
pro Abend den Karaoke Club besuchen werden. Auf diese Zahl angesprochen, legte
er am Augenschein nachvollziehbar dar, dass er sämtliche Eintritte vergleichbarer
Karaoke Bars während eines ganzen Jahres zusammengerechnet habe und dabei im
Mittelwert auf 10 bis 15 Besucherinnen und Besucher pro Tag gekommen sei. Zudem
habe auch der vorgängig durchgeführte Testbetrieb bestätigt, dass die angenomme-
ne Zahl von durchschnittlich 10 bis 15 Besucherinnen und Besuchern eingehalten
werde. So habe die höchste Besucherzahl lediglich an einem Abend 23 Personen
betragen (vgl. Augenscheinprotokoll vom 20. Dezember 2013, S. 4). Die getroffe-
ne Annahme in Bezug auf die Anzahl Besucherinnen und Besucher pro Abend ist
somit begründet und erscheint darüber hinaus realistisch. Im Übrigen ist zu beach-
ten, dass die Expertise für die Lärmbeurteilung nicht von 12 bis 15, sondern von
20 Kunden pro Abend ausgeht. Das Gutachten hält dazu fest, dass man mit diesem
Ansatz für die Beurteilung auf der sicheren Seite liege (vgl. Ziff. 2.6. und 2.7. des
Lärmgutachtens vom 10. Mai 2013). Dem ist ohne weiteres zuzustimmen, zumal
die Beschwerdeführenden nicht substantiiert aufzeigen, inwiefern die der geschätz-
ten Besucherzahl zu Grunde liegenden Überlegungen falsch sein sollten. Alleine der
Hinweis auf die Anzahl Sitzplätze im Lokal und der nachgesuchten Parkplätze reicht
nicht aus, um das Gutachten in Zweifel zu ziehen. Ferner führt der Beschwerdegeg-
ner in seiner Stellungnahme vom 20. Oktober 2013 plausibel aus, dass der Betrieb
nicht auf Gewinnerzielung ausgerichtet sei und alle Mitarbeitenden unentgeltlich ar-
beiten würden. Daher ist es auch absolut unerheblich, ob das Lokal mit 12 bis 15
Besucherinnen und Besuchern wirtschaftlich betrieben werden kann oder nicht. Das
Lärmgutachten kann somit im Hinblick auf die durchschnittliche Anzahl Besucherin-
nen und Besucher pro Abend nicht als unrealistisch bezeichnet werden.

Die Beschwerdeführenden führen weiter aus, auf S. 3 des Gutachtens werde er-
wähnt, dass infolge des vorhandenen Fumoirs die Gäste zum Rauchen nicht mehr
ins Freie gehen würden. Es sei augenscheinlich, dass dies in der Praxis anders aus-
sehen werde. Auch wenn die Möglichkeit bestehe, in einem Fumoir zu rauchen,
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würden es die meisten Raucherinnen und Raucher bevorzugen, dies an der frischen
Luft zu tun.

Den Ausführungen der Beschwerdeführenden kann nicht gefolgt werden. Auf S. 3
der Expertise wird unter dem Titel S9 «Kundenverkehr» lediglich festgehalten, dass
im Clublokal (im Bereich der [...]-Bar) ein Fumoir vorhanden sei. Damit seien die Gäs-
te nicht gezwungen, zum Rauchen das Freie aufzusuchen. Mit dieser Formulierung
schliesst der Experte nicht aus, dass dennoch gewisse Besucherinnen und Besucher
ausserhalb der Lokalität rauchen werden. Er ist aber der Auffassung, dass ein Fumoir
eine wirkungsvolle Lärmschutzmassnahme darstellt, die eine im Normalfall heikle
Lärmquelle erheblich einzudämmen bzw. sogar ganz auszuschliessen vermag (vgl.
Ziff. 2.6. des Lärmgutachtens vom 10. Mai 2013). Dieser Aussage ist beizupflich-
ten. Insbesondere erscheint es realistisch, dass mit einem Fumoir, bei der relativ
geringen Anzahl Besucherinnen und Besucher pro Abend, nicht damit zu rechnen
ist, dass sich laute Rauchergruppen vor dem Eingangsbereich des Gebäudes bilden
werden. Davon ist umso weniger auszugehen, als die Vorinstanz im angefochtenen
Entscheid verbindlich beschlossen hat, dass die Besucherinnen und Besucher beim
Verlassen des Lokals mit geeigneten Massnahmen auf die Einhaltung der Nachtruhe
hinzuweisen seien. In diesem Zusammenhang hat der Beschwerdegegner im Rah-
men des Augenscheins überdies erklärt, dass er seine Gäste bei deren Ankunft
unterweisen werde, nur im Fumoir zu rauchen. Sie würden darauf hingewiesen wer-
den, dass sie für Rauchpausen nicht nach draussen gehen sollen (vgl. Augenschein-
protokoll vom 20. Dezember 2013, S. 5). Die im Gutachten getroffene Annahme
hinsichtlich der Auswirkungen des Fumoirs sind deshalb nicht zu beanstanden und
bei der Beurteilung der Schallquelle S9 «Kundenverkehr» zu berücksichtigen.

Sodann machen die Beschwerdeführenden darauf aufmerksam, dass durch die Schall-
reflexion via die Fassade des Pavatex-Gebäudes durchwegs erhebliche Lärmimmis-
sionen zu den Wohnquartieren der Beschwerdeführenden gelangen würden.

Diesbezüglich wird verkannt, dass die Schallreflexionen an der Fassade des Pavatex-
Gebäudes im Lärmgutachten ausführlich besprochen und korrekt in die Berechnung
der Lärmimmissionen bei den Beschwerdeführenden einbezogen werden. Es kann
hierzu auf die Ziff. 2.1.3. und 2.1.5. samt den Beilagen 1 und 3 der Expertise verwie-
sen werden. Daraus ist ersichtlich, dass auch unter Berücksichtigung der Schallre-
flexionen die Lärmbelastung bei «Karaokebetrieb» beim exponiertesten Empfangs-
punkt EP A (Liegenschaft [...]) deutlich unter dem massgeblichen Grenzwert für den
Zeitraum nachts (22.00 bis 07.00 Uhr) liegt. Das Lärmgutachten ist somit auch in
dieser Hinsicht korrekt abgefasst.

Schliesslich sind die Beschwerdeführenden der Ansicht, es werde verkannt, dass
die störenden Lärmimmissionen nicht nur vom Betrieb des Clubs an sich ausgehen
würden. Der Eingang des Clubs sei in Richtung Wohnhäuser ausgerichtet, weshalb
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es auch störende Lärmimmissionen der Besucherinnen und Besucher gäbe, die sich
vor dem Lokal aufhalten würden. Es werde den Anwohnerinnen und Anwohnern –
insbesondere denjenigen in der (...) – verunmöglicht, mit offenem Fenster zu schla-
fen, da die Lärmquelle direkt vor dem Wohngebäude situiert sein werde. Auch mit
geschlossenem Fenster würden jedoch die Immissionen noch gut hörbar sein. Je-
denfalls würden die Lärmimmissionen zu hoch sein, um der in einem Wohnquartier
angemessenen Nachtruhe gerecht zu werden.

Die lärmempfindlichen Wohnnutzungen der Beschwerdeführenden liegen – wie be-
reits erwähnt – in der Mischzone WA3. Es kann daher vorliegend nicht von einem
reinen Wohnquartier gesprochen werden. Massgeblich ist deshalb auch bei der Be-
urteilung der Sekundärimmissionen (Kundenverkehr) die Empfindlichkeitsstufe ES
III, in welcher mässig störende Betriebe zugelassen sind (Art. 43 Abs. 1 lit. c LSV).
Der Lärm, der vom Kommen und Gehen der Kundschaft herrührt, kann nicht wie
die Musikbeschallung mittels systematischer Messung erfasst werden. Es bestehen
dazu keine Grenzwerte. Eine solche Lärmbelastung ist durch Erhebungen vor Ort
und unter Berücksichtigung der konkreten Verhältnisse zu ermitteln (Ziff. 5.2 S9 der
Vollzugshilfe Cercle Bruit).

Das Lärmgutachten basiert unter anderem auch auf einer Begehung vor Ort. Der
Lärmschutzexperte hält in Ziff. 2.6. (S9: Kundenverkehr) die konkreten Verhältnisse
mit Bezug auf die Projektabsichten wie folgt fest:

«– Die Anzahl Kunden wird vom Betreiber auf 12 bis 15 pro Abend geschätzt. Auch
wenn es bis zu 20 Personen wären (vgl. Kap. 2.7), ist dies eine relativ geringe Anzahl
Personen.
– Es ist davon auszugehen, dass die Kunden das Lokal in Kleingruppen besuchen
und verlassen. Kleingruppen sind lauter als Einzelpersonen, aber deutlich leiser als
grosse Gruppen.
– Die Kunden passieren beim Betreten und beim Verlassen des Lokals mehrere
Lärmschleusen. Ein Durchtritt von Musik nach aussen kann damit ausgeschlossen
werden.
– Nach dem Verlassen des Lokals gehen die Kunden der (...)-Bar vom Eingang auf
der Ostseite des Gebäudes (...) über die Erschliessungsstrasse kurz nach Norden,
wechseln voraussichtlich zwischen (...) aufs Trottoir und überqueren die Strasse zum
Parkplatz bei der Pavatex AG. In dieser Situation bewegen sie sich auf einer Strecke
von rund 40 Metern in einer Entfernung von 15 bis 25 Metern zu den Wohngebäu-
den (...). Gespräche in dieser Situation sind in den benachbarten Schlafzimmern bei
offenem Fenster hörbar.
– Die Kunden werden im Reglement und mittels Aushängen (beim Verlassen des
Lokals) auf die Problematik der Nachtruhe hingewiesen.
– Zu diesem Aspekt ist zu ergänzen, dass in der (...)-Bar ein Fumoir vorhanden ist
(vgl. Plan S. 7). Damit sind die Gäste nicht gezwungen, zum Rauchen das Freie auf-
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zusuchen. Mit dieser Massnahme entfällt eine weitere, im Normalfall heikle Lärm-
quelle.»

Aufgrund dieser Gegebenheiten kommt das Lärmgutachten zum Schluss, dass im
Normalfall keine übermässige Lärmbelastung durch den Kundenverkehr zu erwarten
ist. Diese Ausführungen zum Kundenverkehr sind korrekt und nicht zu beanstanden.
Mithin konnten anlässlich des von der Baudirektion durchgeführten Augenscheins
die im Gutachten dargestellten Verhältnisse vor Ort überprüft und bestätigt wer-
den (vgl. Augenscheinprotokoll vom 20. Dezember 2013). Weiter hält das Gutachten
auch zutreffend fest, dass die Gespräche der Besucherinnen und Besucher beim
Kommen und Gehen in den gegenüberliegenden Schlafzimmern bei offenem Fenster
hörbar sind. Mit dem vorgesehenen Fumoir, der relativ geringen Anzahl Besucherin-
nen und Besucher pro Abend und der von der Vorinstanz diesbezüglich in Ziff. 6 des
angefochtenen Beschlusses getroffenen Massnahme ist jedoch nicht davon auszu-
gehen, dass dadurch die Schwelle für ungestörten Schlaf während der Nachtzeit
überschritten wird. Namentlich beim vorhandenen Fumoir und der von der Vorin-
stanz verfügten Auflage, wonach die Clubmitglieder mit geeigneten Massnahmen
deutlich auf die Einhaltung der Nachtruhe beim Verlassen des Lokals hinzuweisen
sind, handelt es sich um zweckmässige und wirkungsvolle Lärmschutzmassnahmen.
Das Informieren der Kundschaft wird denn auch von der Vollzugshilfe des Cercle
Bruit als Sanierungsmassnahme empfohlen (Ziff. 6.3 S9 der Vollzugshilfe Cercle
Bruit). In diesem Zusammenhang ergibt sich aus den Akten, dass jeder Kunde beim
ersten Lokalbesuch eine Anmeldung auszufüllen hat. Mit diesem Anmeldeformular
sowie mittels Aushang beim Ausgang des Clublokals werden die Besucherinnen und
Besucher nochmals schriftlich auf die Einhaltung der Nachtruhe beim Verlassen des
Gebäudes hingewiesen. Darüber hinaus hat der Beschwerdegegner im Rahmen des
Augenscheins zu Protokoll gegeben, dass er seine Besucherinnen und Besucher bei
deren Ankunft unterweisen werde, nur im Fumoir zu rauchen. Diese würden darauf
hingewiesen werden, dass sie für Rauchpausen nicht nach draussen gehen sollen
und dass sie sich am Ende des Abends zügig und ruhig zu den Autos begeben sollen
(vgl. Augenscheinprotokoll vom 20. Dezember 2013, S. 5). Unter Berücksichtigung
der konkreten Verhältnisse und der angeordneten bzw. vom Beschwerdegegner be-
reits in die Wege geleiteten Lärmschutzmassnahmen werden die vom Kommen und
Gehen der Kundschaft verursachten Immissionen auf ein Minimum reduziert. Dies
gewährleistet in der näheren Umgebung zum Karaoke Clublokal ein überwiegend
störungsfreies Wohnen und Schlafen. Mit einer mehr als nur geringfügigen Störung
während der Nachtzeit ist daher im heutigen Zeitpunkt nicht zu rechnen. Die Kri-
tik der Beschwerdeführenden am Lärmgutachten vom 10. Mai 2013 verfängt somit
auch in diesem Punkt nicht.

c) Zusammenfassend steht damit fest, dass die Expertise des Ingenieurbüros (...)
vom 10. Mai 2013 alle betriebsbedingten Lärmimmissionen der Anlage bei den ex-
poniertesten benachbarten Wohnnutzungen fachlich korrekt, vollständig und nach-
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vollziehbar ermittelt hat. Auch die Beurteilung der ermittelten Lärmbelastung wurde
lärmrechtskonform durchgeführt. Diese Einschätzung wird auch vom Amt für Um-
weltschutz bestätigt (vgl. Augenscheinprotokoll vom 20. Dezember 2013, S. 4). Da
das Lärmgutachten einwandfrei erstellt wurde, ist im vorliegenden Verfahren darauf
abzustellen. Auf die Einholung eines zusätzlichen Lärmgutachtens kann deshalb ver-
zichtet werden. In Bezug auf die vom Karaoke Clublokal konkret verursachten Lärm-
immissionen erbringt das eingereichte Gutachten den Nachweis, dass beim pro-
gnostizierten Betrieb die massgebenden Grenzwerte/Vorgaben bei allen relevanten
Lärmquellen eingehalten werden. Ergänzend hat die Vorinstanz im Sinne des Vorsor-
geprinzips entsprechende Emissionsbegrenzungen angeordnet, so dass der Betrieb
nur bei geschlossenen Fenstern gestattet ist und die Clubmitglieder mit geeigneten
Massnahmen deutlich auf die Einhaltung der Nachtruhe beim Verlassen des Lokals
sowie auf die ausschliessliche Benutzung der Parkplätze auf dem Pavatex-Areal hin-
zuweisen sind (vgl. Ziff. 5. und 6. des angefochtenen Beschlusses). Die Anordnung
weiterer vorsorglicher Emissionsbegrenzungen (z. B. Ordnungsdienst o.ä.) erscheint
aufgrund der angeordneten und vom Beschwerdegegner bereits in die Wege geleite-
ten Massnahmen unverhältnismässig (vgl. auch Ziff. 2.6. des Lärmgutachtens vom
10. Mai 2013). Insbesondere ist nicht ersichtlich, inwiefern mit geringem Aufwand
nochmals eine wesentliche zusätzliche Reduktion der Emissionen erreicht werden
kann. Das geplante Bauvorhaben hält damit die umweltschutz- bzw. lärmrechtlichen
Vorgaben vollumfänglich ein. Die Beschwerde ist deshalb auch in diesem Punkt un-
begründet und folglich abzuweisen. (...)

Regierungsrat, 8. Juli 2014

1.3 § 52 VRG, § 70 PBG, § 93 GOG und § 37 GG

Regeste:
§ 52 VRG, § 70 PBG, § 93 GOG und § 37 GG – Kann ein Anzeiger die Missachtung
der Anzeigepflicht durch den Gemeinderat im Rahmen einer Aufsichtsbeschwer-
de rügen, wenn diese gegen eine fehlbare Bauherrschaft keine Strafanzeige er-
hoben hat? Welche Voraussetzungen müssen erfüllt sein, dass der Gemeinderat
gegen eine Bauherrschaft wegen Verletzung der Bauvorschriften eine Strafan-
zeige einreichen muss?

Aus dem Sachverhalt:

Zwei Bauherren führten ein Bauvorhaben in der Landwirtschaftszone nicht so aus,
wie es bewilligt wurde. Anstelle eines Bewirtschaftungs-/Weidewegs mit Kies führ-
ten sie ohne Bewilligung einen befestigten Weg mit Asphaltgranulat und einer Deck-
schicht aus Asphalt aus. Ein Anzeiger rügte den Verstoss gegen die Baubewilligung
zuerst in einer Eingabe an den zuständigen Gemeinderat und er gelangte später mit
einer Aufsichtsbeschwerde an den Regierungsrat. Nach der Einreichung der Auf-
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